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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Anfrage Nn 181 der Fraktion der SPD 
- Nr. 2188 der Drucksachen - 

Deutsche Dienstkommandos bei den ßesalzungsmächten 


Die Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Die Bundesregierung hat sich zur Entstehung 
der Deutschen Dienstorganisation (DDO) bei 
der britischen Besatzungsmacht, ihren Auf- 
gaben und der staats- und zinlrechtlichen 
Stellung ihrer Angehörigen bereits mit Schrei- 
ben vom 6. März 1951 - BK 4285/50, Bundes- 
tagsdrucksache Nr. 2033 - in Beantwortung 
der Anfrage Nr. 148 der Fraktion der SPD 
geäußert. 

Sie hat gleichzeitig dem Deutschen Bundes- 
tag Kenntnis gegeben von der Absicht der 
britischen Besatzungsmacht, die Anstellungs- 
bedingungen der DDO einer Änderung, vor 
allem mit dem Ziel einer einheitlichen Ent- 
lohnung, zu unterziehen. In den hierüber 
geführten Besprechungen ist - wie ebenfalls 
bereits mitgeteilt - von der britischen Seite 
ausdrücklich der zivile Charakter der DDO 
hervorgehoben worden. 

Inzwischen hat die britische Besatzungsmacht 
der Bundesregierung die Änderungen der 
bisherigen Arbeitsbedingungen übermittelt, 
die am 1. Juni 1951 in Kraft getreten sind, 

Ira einzelnen wird zu der Anfrage folgendes 
bemerkt: 

Frage 1: 

Wie ist der Dienst bei einer Besatzungs- 
macht in einer wehrmachtgefolgeähnlichen 
Funktion mit Uniformierung, Waflfentra- 
gung und Unterstellung unter ausländisdie 


militärische Befehlsgewalt, deren Ausübung 
den deutschen Interessen entgegengesetzt 
sein kann, mit dem Grundgesetz zu ver- 
einbaren ? 

a) Wie schon in der Beantwortung der 
Anfrage Nr. 148 vom 6. März 1951 ausge- 
führt worden ist, hat die britisdie Besat- 
zungsmacht ausdrücklich erklärt, daß es 
sidi bei der DDO um eine rein zivile 
Organisation handele. Audi in Punkt 1 
der Arbeitsbedingungen in der neuen 
Fassung wird die DDO ausdrücklich als 
eine nichtrailitärische Organisation be- 
zeichnet. 

Diese Bedingungen sehen ini übrigen vor, 
daß die Uniform lediglich während der 
Dienstzeit getragen werden darf und daß 
nur von denjenigen Angehörigen der DDO, 
die für den Wachdienst vorgesehen sind, 
verlangt werden kann, ira Dienst Waffen 
zu tragen. Sämtliche Angehörigen der 
DDO sind neben den besatzungsreditlidben 
Vorsdiriften ausdrücklich dem deutschen 
Zivil- und Strafrecht unterstellt. 

b) Einem solchen Dienst deutsdier Staats- 
angehöriger in der DDO stehen Bestim- 
mungen des Grundgesetzes nicht entgegen. 
Es lassen sich insbesondere weder aus 
Artikel 4 Absatz 3 noch aus Artikel 12 
Absatz 3 des Grundgesetzes Bedenken gegen 
diesen Dienst herleiten, weil die Angehö- 
rigen der DDO auf der Grundlage der 
Freiwilligkeit angestellt werden und durdb 
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den Arbeitsvertrag weder für den Kriegs- 
dienst mit der Waffe verpflichtet werden 
noda nach den Arbeitsbedingungen zum 
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen 
werden können. 

Frage 2: 

Warum ist die GSO als Zivil-, Arbeits- 
und Wachorganisatiun nicht aussdiließlich 
deutschen Verwaltuiigs- und Arbeitshe- 
hörden unterstellt? 

Schon jetzt führen deutsche Behörden nach 
den Arbeitsbedingungen z. B. die Entlohnung 
und den sozialen Versidierungsschutz der 
Arbeitnehmer durch. Die Bundesregierung 
ist im Einvernehmen mit den Gewerkschaften 
und der GCLO-Betreuungsgemeinschaft be- 
müht, die Arbeitsbedingungen im Interesse 
der Arbeitnehmer im Sinne der Anfrage 
weiter auszugestalten. 

Nach Abschnitt 2e des Besatzungsstatuts, das 
insoweit auch nicht durch die Revision vom 
6. März 1951 berührt worden ist, gehören 
Einrichtungen, die der Befriedigung der 
Bedürfnisse der britischen Besatzungsmacht 
dienen, zum vorbehaltenen Gebiet der Be- 
satzungsmädite. Unter diese Vorschrift fallen 
auch die Anordnungen über die Aufstellung 
und Unterhaltung der DDO. Daraus erklärt 
sich eine Unterstellung der DDO auch unter 
besatzungsrechtliche Vorschriften. 

Im übrigen sind auch die sonstigen von den 
Besatzungsmächten beschäftigten deutschen 
Arbeitskräfte nicht ausschließlich deutschen 
Behörden unterstellt. 

Frage 3 : 

Welche Sicherheit besteht, daß die GSO 
als Hilfsorganisation der britischen Wehr- 
macht im Kriegsfälle nicht zu militärischen 
Zwecken verwandt' wird? 

Die DDO ist eine nichtmilitärische Einrichtung. 
Die Angehörigen der DDO verpflichten sich 
nach den Arbeitsbedingungen zur Verrichtung 
bestimmter ziviler Hilfsarbeiten bei der briti- 
schen Besatzungsmacht. Aus den wiederholten 
Erklärungen der britischen Besatzungsmadit 
und insbesondere auch aus den Bestimmungen 
der Arbeitsbedingungen über die Einstellung, 
die regelmäßige 48-stündige Arbeitszeit und 


die Kündigungsfristen geht dies eindeutig her- 
vor. Eine grundsätzliche Umgestaltung der 
gegenwärtigen Arbeitsbedingungen könnte von 
den Angehörigen der DDO mit der Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses beantwortet werden. 

Frage 4: 

In welcher völkerrechtlichen Lage befinden 
sich die GSO-Angehörigen und welche 
Folgen werden sich für sie im Falle eines 
bewaffneten Konflikts zwischen der briti- 
tischen Besatzungsmacht und einer anderen 
Macht ergeben? 

Die GSO ist nach den geltenden Bestimmungen 
kein Bestandteil der britischen Streitkräfte, 
sondern eine mit zivilen Arbeiten und Dienst- 
leistungen für Zwecke der britischen Besat- 
zungsmacht innerhalb des Bundesgebietes be- 
traute Einrichtung. Die Angehörigen der DDO 
haben daher keine andere völkerrechtliche 
Stellung wie alle anderen deutschen Staats- 
angehörigen im Bundesgebiet. Die Behandlung 
der deutschen Staatsangehörigen einschließlich 
derer, die im Dienst der Besatzungsmacht 
stehen, im Falle eines bewaffneten Konflikts 
zwischen der britischen Besatzungsmacht und 
einer anderen Macht ist Sache der kriegführen- 
den Staaten, die auch bei der sidi dann 
ergebenden Lage an die dafür geltenden 
Schutzbestimmungen des allgemeinen Völker- 
rechts gebunden sind. 

Frage 5: 

Welche Schritte wird die Bundesregierung 
tun, um die Rechtsstellung der GSO-Ange- 
hörigen zu klären und um im Zuge einer 
Entwicklung der ßesatzungsmacht zur 
Schutzmacht die etwa im Rahmen von 
Verteidigungsmaßnahmen zu leistenden 
Arbeiten (einscbließlich ‘ Wachdienst) in 
deutsche Zuständigkeit und Verantwortung 
zu überführen? 

a) Die Bundesregierung hat Verhandlungen 
mit den Besatzungsmächten über die 
Rechtsstellung der bei den Besatzungs- 
mächten beschäftigten deutschen Arbeit- 
nehmer bereits aufgenommen. Sie sind 
nodi nicht abgeschlossen. Insbesondere 
steht eine Stellungnahme der Alliierten 
Hohen Kommission zu dem von der Bun- 
desregierung überreichten Memorandum 



über die Rechtsstellung der Beschäftigten 
und die Zuständigkeit der deutschen Be- 
hörden noch aus. 

b) Die Bundesregierung wird bei den Ver- 
handlungen über die Ablösung des Besat- 
zungsstatuts durch zweiseitige Verträge und 
insbesondere über die Aufhebung des 
Abschnitts 2 e des Besatzungsstatuts auch 
dem Problem der DDO ihre besondere 
Aufmerksamkeit widmen und auf eine 
Klarstellung der Rechtslage hinwirken. 

Frage 6: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Durchführung der von der britischen Be- 
satz uiigsmacht gewünschten Neuregelung 
des Besoldungswesens der GSO für die 
Masse der Arbeitnehmerschaft der GSO 
eine soziale Härte bedeutet, die einen 
nicht wünschenswerten Strukturwandel der 
GSO einleiten kann und als ein weiterer 
Schritt zur Entzivilisierung der GSO er- 
scheinen muß? 

Die in der Änderung zu den Arbeitsbedin- 
gungen enthaltenen neuen Lohntarife für 
die Angehörigen der DDO sind nadi drei 
Gruppen für „hochgradige Facharbeiter, Fach- 
arbeiter und ungelernte Arbeiter” abgestuft. 
Neben den Lohnsätzen wird freie Versorgung 
mit Wohnung, Heizung, Beleuchtung und 
Verpflegung gewährt, für die keinerlei Abzug 
vorgenommen wird. Die Löhne selbst unter- 
liegen lediglich dem Steuerabzug und dem 
Abzug für Sozialversicherung. 

Die neuen Gesamtbezüge der Angehörigen 
der DDO sind höher als die Bezüge vergleich- 
barer Arbeitnehmergruppen allgemeiner 
deutscher Tarifbestimmungen. Andererseits 
wird die Umstellung der Bezüge der Ange- 
hörigen der DDO, wie jede Vereinheitlichung 
von Lohnsätzen, in manchen Fällen Verän- 
derungen mit sich bringen, die gegenüber 
dem bisherigen Stand nicht nur Verbesse- 
rungen, sondern unter Umständen auch 
Verschlechterungen darstellen. Mit Verschlech- 
terungen muß insbesondere bei denjenigen 
Angehörigen der DDO gerechnet werden, 
die verheiratet sind und mehrere Kinder 
besitzen. Das Bundesministerium der Finanzen 
wird, sobald die von ihm im Einvernehmen 


mit der Betreuungsgemeinschaft der DDO 
und den Herrn Landesfinanzministern ver- 
anlaßten Vergleichsberechnungen abgeschlos- 
sen sind, unverzüglich geeignete Vorstellungen 
bei dem Amt des britischen Hohen Kommis- 
sars erheben mit dem Ziele, entsprechend 
seinen früheren Anregungen Familienzuschläge 
vorzusehen, so daß soziale Härten aus der 
Umstellung vermieden werden. 

Frage 7: 

Wie ist die staats-, straf- und zivilrecht- 
liche Lage des German Lahour Service ? 

Für die staats-, straf- und zivilrechtliche Lage 
des in der amerikanischen Besatzungszone 
bestehenden German Lahour Service (GLS) 
darf auf die in dem Schreiben der Bundes- 
regierung vom 6. März 1951 unter Nr. 1 hin- 
sichtlich der DDO enthaltenen Ausführungen 
verwiesen w^erden. Ihre Rechtsstellung ist mit 
der Rechtsstellung der Angehörigen der DDO 
vergleichbar. 

Hiernach sind und bleiben die Angehörigen 
der GLS in der amerikanischen Zone deutsche 
Staatsangehörige. Ihre straf- und zivilrecht- 
liche Lage richtet sich nach den allgemeinen 
deutschen und alliierten Vorschriften. 

Frage 11: 

Sind die Mitglieder der GLS verpflichtet, 
Befehlen Folge zu leisten, die unter Um- 
ständen gegen deutsche Gesetze verstoßen? 
Die Bundesregierung nimmt auf die Ausfüh- 
rungen zu Nt. 2 der Anfrage Nr. 148 in ihrem 
Schreiben vom 6. März 1951 Bezug, die für 
die Angehörigen der GLS in gleicher Weise 
gelten. 

Frage 9: 

Hat die Bundesregierung die Rechtsstellung 
des GLS zum Gegenstand von Verhand- 
lungen mit dem amerikanischen Hohen 
Kommissar gemacht, und welche Ergebnisse 
haben diese Verhandlungen gehabt? 

Die Bundesregierung verweist hierzu auf die 
Ausführungen zur Beantwortung der Frage 5 
über die von ihr unternommenen Schritte zur 
Klärung der Rechtsstellung der deutschen Be- 
diensteten bei den Besatzungsmächten. 

Dr« Adenauer 



